
Suchergebnisse: Ansässigmachung

3. März 1692 – Kurfürst Max Emanuel erklärt Haidhausen zur geschlossenen Hofmark

Haidhausen * Da Graf Franz Pongraz von Leiblfing in seinem Bestreben, die Erhöhung seines

Besitzes in Haidhausen zur geschlossenen Hofmark, nicht nachlässt, erklärt Kurfürst Max

Emanuel schließlich die Hofmark des Geheimen und Conferenzrates, Kämmerers, Revisionsrates

und Pflegers von Waldmünchen, des inzwischen in den Reichsstand erhobenen

Reichsgrafen von Leiblfing - wegen der „vill vnd lange Jar trew geleisteter Dienst vnd aus

absonderlichen gnaden“ - mitsamt dem Brunnthal für geschlossen. Damit ist der Haidhauser

Schlossbesitzer endlich am Ziel seiner langjährigen Bemühungen.    In seiner geschlossenen

Hofmark unterstehen ihm nun alle dem „Hofkastenamte zinsbaren Unterthanen zu Haidhausen“

und nicht nur die Bauern und Dienstboten, die seine Güter bearbeiteten. Neben riesigen

landwirtschaftlichen Flächen besitzt der Graf auch das Recht Scharwerke, Bodenzins und

sonstige Steuern und Abgaben - also die gesamten Einkünfte aus Haidhausen - einzutreiben.

Selbst die Vergabe der Gerechtsamkeiten“ also die Erlaubnis innerhalb der Hofmark ein

bestimmtes Handwerk oder Gewerbe ausüben zu dürfen, unterliegen nun ausschließlich seiner

Entscheidung.      Dem Hofmarkherrn unterstehen „im Dorfe 85 Hausbesitzer, die Scharwerkgeld

zu entrichten haben.    In der Schwaige nimmt er von 42 Untertanen Scharwerkgeld und

Bodenzins ein.    Der Großwirt hat Stift und Gilt zu entrichten und Melber, Metzger, Schmid,

Hufschmid und Schneider haben unterschiedliche Beträge abzuführen.    Der jährliche Ertrag der

Hofmark beläuft sich auf 188 Gulden 11 Kreuzer“.  Die Konsequenz aus der Erhebung

Haidhausens zur geschlossenen Hofmark ist der Austritt aus dem Verband des Gerichts ob der

Au.      Während der Leiblfing‘schen Hofmarkszeit wird die Ansiedlung minderbemittelter Leute

stark begünstigt. Jeder, der die Gebühren entrichten und eine Herberge erwerben kann, darf sich

niederlassen und heiraten. Zeitgenossen merken kritisch an, dass der Hofmarkherr nur auf

seinen Vorteil bedacht ist und sein Streben einzig der Erhöhung seiner Einnahmen gilt. Er ergreift

„jede Gelegenheit Geld aus den Untertanen zu pressen, z.B. durch offenbare Begünstigung der

Herbergskäufe und Ansässigmachungen und Verehelichungen, wegen der anfallenden

Laudemien, Verbriefungs- und anderer Taxen und Sporteln“. 

10. November 1800 – Die Amberger Verordnung beendet Baierns ausschließliche Katholizität

Amberg * In der Amberger Verordnung schreibt Kurfürst Max IV. Joseph, dass die Meinung,      

wonach die katholische Religionszugehörigkeit eine wesentliche Bedingung der
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Ansässigmachung in Baiern sei, sich als nachteilig für die Industrie und Kultur im Land erwiesen

habe und   sich diese weder aus der Reichs- noch in der Landesverfassung begründen lasse.     

Allerdings veröffentlicht er die Verordnung nicht in der üblichen Art, sodass der Magistrat der

Haupt- und Residenzstadt dem Pfälzer Weinwirt Johann Balthasar Michel aus Mannheim das

Münchner Bürgerrecht verweigert und so die Übernahme der Weingastwirtsgerechtsame der

Eheleute Rasp verhindert.

24. September 1808 – Eigentum und Gewerbe zur Ansässigkeit

München - Königreich Baiern * Ein Gemeindeedikt erklärt alle Einwohner einer Gemeinde zu

vollberechtigten Gemeindemitglieder, die in der Gemarkung       besteuerte Wohnhäuser oder

Gründe besitzen oder   steuerpflichtige Gewerbe ausüben. 

1816 – Zehn Jahre Aufenthalt zum Erwerb des Heimatrechts

München - Königreich Baiern * Die Regierung legt fest, dass der zehnjährige Aufenthalt in einem

Ort zur Erwerbung des Heimatrechts ausreichend ist. Die Verjährung als Erwerbstitel wird ab dem

Jahr 1818 dazu führen, dass viele Anwärter nach neun Jahren abgeschoben werden. 

17. Mai 1818 – Die Gemeinde entscheidet über Ansässigmachung und Verehelichung

München - Königreich Baiern * Das Gemeindeedikt überweist die Bürgeraufnahme an die

Gemeindebehörden. Die Gemeinden genehmigen damit alleine die Anträge auf Niederlassung

und Verehelichung. Natürlich stehen dabei stets die Belange der Armenkasse und der Schutz des

ortsansässigen Gewerbes vor möglicher Konkurrenz im Vordergrund. 

18. Mai 1818 – Gemeinden kaufen Land um Ansässigmachung zu verhindern

München - Königreich Baiern * Das Gemeindeedikt vom 17. Mai bewirkt, dass sich die

Gemeinden nach Außen hin abschließen und sich insbesondere gegen kinderreiche Familien und

Nachwuchs erwartende junge Paare wehren. Das selbst dann, wenn diese Bewerber über ein

ausreichendes Einkommen verfügen. Zur Vermeidung von Ansässigmachungen kaufen

Gemeinden sogar Land auf.    Bereits ansässigen Gemeindemitgliedern wird häufig die

Wiederverheiratung versagt, wenn in der künftigen Ehe mit Kindern zu rechnen ist. 
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1825 – Bevölkerungsvermehrung und Gewerbeverfassung angestrebt

Königreich Baiern * Eine seit Jahren anhaltende Diskussion über die zu ergreifenden

Maßnahmen       zur Verbesserung der öffentlichen Finanzen und damit   einer Abwehr eines

Staatsbankrotts sowie   die Anhebung des allgemeinen Wohlstands      führen zum Wunsch nach

einer       Vermehrung der Bevölkerungszahl und   der Liberalisierung der Gewerbeverfassung. 

1825 – Gründe für den Mangel an Bevölkerung

Königreich Baiern * Als Gründe für den Mangel an Bevölkerung sieht man in       den

Kriegsverlusten,   der mangelnden Freizügigkeit,   in dem zur Ehelosigkeit zwingenden

Militärstand,   in der großen Anzahl der Geistlichen,   in den Eheverboten für untergeordnete

öffentliche Bedienstete,    in dem Luxusbedürfnis, das einer Eheschließung entgegen steht,   in

der Unteilbarkeit der Bauerngüter und   in der Erschwerung der Ansässigmachung und

Verehelichung. 

1825 – Die Themen Ansässigmachung und Verehelichung im Landtag

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Die Ständeversammlung befasst sich mit den

Themen Ansässigmachung und Verehelichung. Man verweist auf England und Holland, wo der

Wohlstand auf einer zahlreichen und gewerbefleißigen Bevölkerung basiert.    Dagegen hindern

im Königreich Baiern die „Erschwerung der Heiraten und Ansässigmachungen […] ein unserem

dürftigen Boden und seiner großen Oberfläche angemessenes Wachstum der Bevölkerung und

beraubten uns dadurch gerade der Entwicklung jener kostbaren Kräfte, durch deren fruchtbare

Produktion der innere Wohlstand am segensreichsten gedeiht und die Gewichtigkeit eines

Staates am sichersten emporsteigt“.    Bedenken, dass die wachsende Bevölkerung nicht ernährt

werden könne, zerstreut der Abgeordnete Jakobi mit Hunden in der Landeshauptstadt: „In

München werden viele Tausend unnütze Hunde gehalten, die besser genährt und gefüttert

werden oft als Tausende von Menschen“. 

11. September 1825 – Die Ständeversammlung verabschiedet drei Sozialgesetze

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Die Ständeversammlung verabschiedet drei Gesetze,

die als die ersten von einer bayerischen Volksvertretung verabschiedeten Sozialgesetze

angesehen werden:    Das Gesetz über die Heimat,  das Gesetz über die Ansässigmachung und
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Verehelichung und  das Gesetz über das Gewerbewesen. 

11. September 1825 – Jeder Staatsangehörige hat eine Heimat

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Bedeutete bis dahin der Begriff „Heimat“ im

wesentlichen Haus- und Grundbesitz, so wird jetzt das Recht auf Heimat, also Angehöriger einer

Gemeinde zu sein, einklagbar.  Der Heimatberechtigte hat Anspruch auf Unterstützung durch

seine Heimatgemeinde, wenn er sich selbst nicht mehr unterhalten kann. Das Gesetz besagt:

„Jeder Staatsangehörige soll eine bestimmte Heimat haben.“ Jedermann besitzt entweder eine

erworbene, eine ursprüngliche oder eine angewiesene Heimat. Durch das Heimatgesetz soll die

„Heimatlosigkeit“ und damit die Zahl der Nichtsesshaften, der Vaganten und der „Gauner“

beseitigt werden.  Gleichzeitig entfällt der Erwerb des Heimatrechts nach einem Aufenthalt von

zehn Jahren an einem Ort. Diese Vorgabe hat oftmals dazu geführt, dass Anwärter nach neun

Jahren abgeschoben wurden. Ebenso wird die Geburt als Rechtstitel des Heimatrechts

abgeschafft. Dies hat in der Vergangenheit dazu geführt, dass Schwangere abgeschoben wurden

oder sogar kurz vor der Niederkunft aus dem Ort getrieben wurde. 

11. September 1825 – Das Gesetz über die Ansässigmachung und Verehelichung

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Mit dem Gesetz über die Ansässigmachung und

Verehelichung verfolgt der Staat vier Ziele:    Vermehrung der Bevölkerung,  Hebung des

allgemeinen Wohlstands,  Verbesserung der Sittlichkeit und  Verringerung der Zahl der

unehelichen Kinder.    Ansässigmachung ist ein Rechtsverhältnis, das zwischen einem

(männlichen) Individuum und einer Gemeinde begründet wird. Voraussetzung für die

Ansässigmachung ist    der Besitz eines Grundvermögens,  der Besitz eines realen, radizierten

oder konzessionspflichtigen Gewerbes oder  die definitive Einstellung in einem öffentlichen Amt

des Staates, der Kirche oder einer Gemeinde oder  ein anderweitig gesicherter Nahrungsstand. 

Die Erfüllung der Bestimmungen des Militärkonskriptsionsgesetzes,  ein guter Leumund und  den

vorschriftsmäßigen Besuch des Schul- und Religionsunterrichts.    Der Ansässigmachungstitel

beinhaltet die Erlaubnis zur Verehelichung. Bei Wiederverehelichung oder wenn zwischen

Ansässigmachung und dem Heiratsgesuch ein längerer Zeitraum verstrichen ist, wird überprüft,

ob die Voraussetzungen für die erteilte Ansässigmachung noch gegeben sind. So ist es möglich,

auch einen Ansässigen Bewerber die Heiratserlaubnis zu verweigern. 

1. Juli 1834 – Gesetzesvorlagezur Begrenzung des Bevölkerungswachstums
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München-Kreuzviertel * Innenminister Ludwig Fürst von Oettingen-Wallerstein bringt in die

Ständeversammlung einen Gesetzentwurf zur Revision des Ansässigmachungs- und

Verehelichungsgesetzes ein.  Ziel der Gesetzesvorlage ist die Begrenzung des

Bevölkerungswachstums durch Verhinderung der Verehelichung und Familiengründung durch

Besitzlose. Damit sollen gleichzeitig    die Lasten der Armenkasse gesenkt sowie  die

Unzufriedenheit der sozialen Unterschichten und die damit verbundene Revolutionsbereitschaft

unterbunden werden.    Der Innenminister kommt damit der überwältigenden Mehrheit der

Abgeordnetenkammer entgegen, die bereits am 13. September 1831 derartige Schritte forderte.

Fürst Ludwig von Oettingen-Wallenstein schafft mit diesem Deal auch die Zustimmung zu

anderen Gesetzesvorlagen wie die Zivilliste, den Festungsbau in Ingolstadt und den

Ludwig-Main-Donau-Kanal. 

1. Juli 1834 – Ein neues Ansässigmachungs- und Verehelichungsgesetz

München-Kreuzviertel * Die Ständeversammlung beschließt ein Ansässigmachungs- und

Verehelichungsgesetz, in dem den Gemeinden ein „absolut hindernder Widerspruch (Vetorecht)“

zugestanden wird. Das gilt in all den Fällen, wo das Gesuch auf Ansässigmachung lediglich auf

dem Nachweis eines „anderweitig gesicherter Nahrungsstandes“ gestützt ist.  Damit liegt das

Schicksal der Bewerber, für die kein Anspruch auf Ansässigmachung besteht, ausschließlich in

der Hand der Gemeinde. Davon betroffen sind in erster Linie besitzlose Lohnabhängige, die

dadurch auch von der Verehelichung ausgeschlossen werden. 

1. Juli 1834 – Gemeindeeingeborene, sonstige Inländer und Ausländer

Königreich Bayern * Durch das neue Ansässigmachungs- und Verehelichungsgesetz

unterscheidet man jetzt zwischen         Gemeindeeingeborenen sowie   sonstigen Inländern und  

Ausländern. 

1. Juli 1834 – Die Aufnahmegebühr wird erhöht

München * Die Ansässigmachung wird zusätzlich erschwert, da der Wert des Grundbesitzes von

bisher etwa 600 Gulden auf 2.000 Gulden heraufgesetzt wird.       Der Höchstsatz der

Aufnahmegebühr liegt in München bei 100 Gulden, wenn das Vermögen 3.000 Gulden übersteigt.

  Die Aufnahmegebühr für besitzlose Lohnabhängige liegt in den größeren Städten zwischen 10

und 25 Gulden. Die Angehörigen dieses Personenkreises werden zu Bürger zweiter Klasse, zu
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„Beisassen“ oder „Insassen“. 

1. Juli 1834 – Eine städtische Klassengesellschaft

München * Durch die Novellierung des Gemeindeedikts von 1818 unterteilt man die Angehörigen

eines Gemeindebezirks in Gemeindebürger und Nichtbürger ein.       Gemeindebürger sind

Personen, die im Gemeindegebiet ein Anwesen besitzen und eine Grundsteuer bezahlen oder  

ein besteuertes Gewerbe ausüben.      Zu diesen gesellen sich die „einem Gemeindebezirk

angehörigen, aber mit Gemeindebürgerrecht nicht begabten Personen“, die in verschiedenen

Klassen eingeteilt sind:        Die erste Klasse der Nichtbürger bilden die Schutzverwandten oder

Passivbürger, in den Städten auch Insassen genannt. Das sind Personen, die sich auf

Lohnerwerb oder wegen definitiver Einstellung in einem öffentlichen Amt des Staates, der Kirche

oder einer Gemeinde ansässig machen konnten. Dieser Personenkreis ist nicht wahlberechtigt.  

Die zweite Klasse der Nichtbürger besteht aus den ohne Ansässigmachung Heimatberechtigten.  

Die dritte Klasse der Nichtbürger aus den Heimatberechtigten anderer Gemeinden. Das ist der

größte Teil der unverheirateten zugezogenen Arbeiter und Tagelöhner. 

1836 – Auswanderungen aus dem Königreich Bayern (I)

Königreich Bayern * Zwischen 1836 und 1845 wandern 60.980 Personen aus dem Königreich

Bayern aus. 

1846 – Auswanderungen aus dem Königreich Bayern (II)

Königreich Bayern * Zwischen 1846 und 1856 wandern 141.638 Personen aus dem Königreich

Bayern aus. 

Mai 1855 – Theres Feldmüller verkauft ihr Anwesen in Neuötting

Neuötting * Theres Feldmüller verkauft ihr Anwesen in Neuötting, erwirbt ein Haus in Schwabing

und beantragt dort zusammen mit Franz-Xaver Huber die Ansässigmachung und Eheschließung.

Beides wird wegen schlechten Leumunds (Überschuldung und Urkundenfälschung) abgelehnt.
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